
  

Vorverurteilung

Mutmaßliche Vergewaltiger eines Kindes werden als Täter
bezeichnet

Eine Lokalzeitung berichtet in vier Artikeln über die Vergewaltigung eines 13-jährigen
Mädchens und die Fahndung nach den beiden mutmaßlichen Tätern. In diesem
Zusammenhang werden der Vorname des Kindes genannt und sein Foto
veröffentlicht. Gleichzeitig werden die vollen Namen der beiden Verdächtigen
genannt. Sie werden zudem als “Vergewaltiger” und “Täter” bezeichnet. Eine
Leserin der Zeitung legt die Beiträge dem Deutschen Presserat vor. Sie sieht sowohl
das Persönlichkeitsrecht des Opfers als auch der beiden mutmaßlichen Täter
verletzt. Zudem glaubt sie eine Vorverurteilung zu erkennen. Die Chefredaktion der
Zeitung teilt mit, die Fotos der Entführten und der Gesuchten seien auf Bitten der
zuständigen Polizeidirektion veröffentlicht worden. Die Polizei habe das Foto des
13-jährigen Opfers in Absprache mit dessen Eltern zu Fahndungszwecken zur
Verfügung gestellt. Man habe die Hoffnung gehabt, es könnten sich Zeugen melden,
die das Opfer mit seinen Entführern gesehen hatten. Diese Erwartung habe sich als
richtig erwiesen, da sich Zeugen gemeldet hätten. In dem Beitrag sei nicht der
tatsächliche Vorname des Mädchens, sondern ein erfundener Name angegeben
worden. Weitere Angaben seien nicht gemacht worden. Die Brutalität der Täter habe
die Öffentlichkeit in erheblichem Maße schockiert. Aus diesem Grund und im
Interesse der Verbrechensaufklärung halte die Chefredaktion die Art ihrer
Berichterstattung für angemessen. (1999)

Der Presserat sieht im vorliegenden Fall Ziffer 13 des Pressekodex verletzt und
spricht gegen die Zeitung einen Hinweis aus. In den Beiträgen werden die
Verdächtigen als “Vergewaltiger” bzw. “Täter” bezeichnet. Durch diese Wortwahl
werden die beiden Männer eindeutig vorverurteilt. Es waren zwar Haftbefehle gegen
die beiden erlassen, aber zum Zeitpunkt der Berichterstattung lag keinerlei
gerichtliches Urteil vor. Insofern wäre es angebracht gewesen, den Begriff
“mutmaßliche Täter” zu verwenden. Da dies nicht geschehen ist, erkennt der
Presserat einen Verstoß gegen das Verbot der Vorverurteilung. Eine Verletzung des
Persönlichkeitsrechts sowohl des Opfers als auch der beiden Verdächtigen kann der
Presserat dagegen nicht feststellen. Die Veröffentlichung der Fotos des entführten
Mädchens und der gesuchten Männer zu Fahndungszwecken war mit der
Polizeidirektion abgestimmt. Im Vorfeld hatte sich die Polizei bereits das
Einverständnis der Eltern des Opfers zum Abdruck eines Fotos eingeholt. Der in dem
Beitrag genannte Vorname des Kindes war zudem abgeändert worden. Unter diesen
Gesichtspunkten gelangt das Gremium zu dem Schluss, dass die Veröffentlichung
der Fotos und die Nennung des Vornamens nicht zu beanstanden sind. (B 95/99)



(Siehe auch “Gerichtsberichterstattung” B 2/99, B 31/99 und B 63/99)

Aktenzeichen:B 95/99
Veröffentlicht am: 01.01.1999
Gegenstand (Ziffer): Unschuldsvermutung (13);
Entscheidung: Hinweis 

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

http://www.tcpdf.org

